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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres ersucht den federführenden 
Ausschuss für konstitutionelle Fragen, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag 
zu übernehmen:

A. in der Erwägung, dass in Artikel 86 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (AEUV) ausdrücklich eine formelle Grundlage für die Einsetzung einer 
Europäischen Staatsanwaltschaft (EUStA) vorgesehen ist und das 
Gesetzgebungsverfahren und der Rechtsakt, die auf die künftige EUStA anzuwenden sind, 
sowie deren Zuständigkeitsbereich festgelegt werden;

B. in der Erwägung, dass es wichtig ist, dass sich die EU und alle ihre Mitgliedstaaten in 
wirksamer und abschreckender Weise für die Aufdeckung und Verfolgung von Betrug 
zum Nachteil der finanziellen Interessen der EU einsetzen, damit die Steuerzahler aller 
Mitgliedstaaten, die zum Haushalt der EU beitragen, geschützt sind;

C. in der Erwägung, dass in Artikel 86 AEUV ausdrücklich die Möglichkeit vorgesehen ist, 
eine Verstärkte Zusammenarbeit zu begründen, wenn kein Einvernehmen erzielt wird;

D. in der Erwägung, dass es im Rahmen des Verfahrens der Verstärkten Zusammenarbeit 
mindestens neun Mitgliedstaaten ermöglicht wird, in einem Bereich innerhalb der 
Strukturen der EU die Zusammenarbeit zu vertiefen, wobei jedoch die übrigen 
Mitgliedstaaten nicht eingebunden werden; in der Erwägung, dass es den teilnehmenden 
Mitgliedstaaten im Rahmen der Verstärkten Zusammenarbeit ermöglicht wird, ein 
gemeinsames Ziel zu erreichen oder eine gemeinsame Initiative umzusetzen und in Fällen, 
in denen Einstimmigkeit erforderlich ist, einen Stillstand in Verhandlungen oder eine 
Blockade durch einen oder mehrere andere Mitgliedstaaten zu überwinden; in der 
Erwägung, dass an die im Rahmen einer Verstärkten Zusammenarbeit erlassenen 
Rechtsakte gemäß Artikel 20 Absatz 4 des Vertrags über die Europäische Union (EUV) 
nur die an dieser Zusammenarbeit beteiligten Mitgliedstaaten gebunden sind; in der 
Erwägung, dass die Verstärkte Zusammenarbeit auf Bereiche beschränkt ist, die nicht in 
die ausschließliche Zuständigkeit der Union fallen;

E. in der Erwägung, dass gemäß Artikel 328 Absatz 1 AEUV „die Kommission und die an 
einer Verstärkten Zusammenarbeit teilnehmenden Mitgliedstaaten [...] dafür Sorge [zu 
tragen haben], dass die Teilnahme möglichst vieler Mitgliedstaaten gefördert wird“;

1. bekräftigt erneut die entschiedene Unterstützung des Parlaments für die Errichtung einer 
effizienten, unabhängigen EUStA, um die bestehende Fragmentierung der Anstrengungen 
im Bereich der nationalen Strafverfolgung zum Schutz des Unionshaushalts zu verringern 
und die Bekämpfung von Betrug in der Europäischen Union zu stärken;

2. verweist auf die drei vom Parlament angenommenen Entschließungen zur Errichtung der 
Europäischen Staatsanwaltschaft vom 29. April 20151, vom 5. Oktober 20162 und vom 

1 ABl. C 346 vom 21.9.2016, S. 27.
2 ABl. C 215 vom 19.6.2018, S. 18.
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5. Oktober 20171; nimmt zur Kenntnis, dass in dem endgültigen ausgehandelten Text, der 
vom Rat angenommen wurde, einer Reihe der vom Parlament in diesen Entschließungen 
geäußerten Bedenken in gewissem Maße Rechnung getragen wurde; fordert den Rat auf, 
in einem möglichen künftigen Verfahren der Verstärkten Zusammenarbeit mit dem 
Parlament zusammenzuarbeiten, bevor dieses um Zustimmung zu dem endgültigen 
ausgehandelten Text ersucht wird, um eine größtmögliche Zusammenarbeit zwischen den 
beiden gesetzgebenden Organen sicherzustellen;

3. bedauert jedoch, dass der Rat trotz der konstruktiven und umsichtigen Herangehensweise 
des Parlaments an das Verfahren der Verstärkten Zusammenarbeit wenig Interesse an 
einer formellen Zusammenarbeit mit dem Parlament im Vorfeld des Ersuchens um 
Zustimmung desselben zu dem endgültigen ausgehandelten Text zeigt;

4. begrüßt, dass bereits 22 Mitgliedstaaten an der Verstärkten Zusammenarbeit im 
Zusammenhang mit der EUStA teilnehmen, und verweist auf den inklusiven Charakter 
der EUStA; fordert die nicht teilnehmenden Mitgliedstaaten auf, sich so bald wie möglich 
anzuschließen, damit die EUStA effizienter werden kann;

5. weist darauf hin, dass vorgesehen ist, dass die EUStA ihre Tätigkeit nach Abschluss einer 
dreijährigen Aufbauphase bis Ende 2020 aufnimmt und eine Bewertung ihrer Umsetzung 
zum jetzigen Zeitpunkt daher verfrüht wäre;

6. betont, dass die Einsetzung der EUStA eine wirksame und effiziente Zusammenarbeit 
zwischen den nationalen Staatsanwälten und der EUStA sowie mit den Agenturen der 
Union, etwa dem Europäischen Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF) und Eurojust, 
erfordern wird;

7. verfolgt aufmerksam alle im Hinblick auf die Errichtung der EUStA unternommenen 
Schritte, darunter auch die Durchführungsmaßnahmen zur Auswahl und Ernennung des 
Europäischen Generalstaatsanwalts und der Europäischen Staatsanwälte sowie 
haushaltspolitische Maßnahmen;

8. fordert die Kommission auf, das Parlament im Hinblick auf eine mögliche Ausweitung 
des Mandats der EUStA auf die Bekämpfung des grenzüberschreitenden Terrorismus in 
jeder Phase regelmäßig und umfassend über deren Einsetzung und institutionelle 
Entwicklung zu unterrichten;

9. begrüßt, dass 18 Mitgliedstaaten ab dem 29. Januar 2019 an einer Verstärkten 
Zusammenarbeit im Zusammenhang mit Güterrechtssachen bei Ehen und eingetragenen 
Partnerschaften teilnehmen werden; betont, dass die Grundrechte, auch das Recht auf 
Achtung des Privat- und Familienlebens und das Diskriminierungsverbot, geschützt 
werden müssen.

1 ABl. C 346 vom 27.9.2018, S. 246. 
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